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Liebe Genossinnen und Genossen, 

vor reichlich zwei Jahren, am 17. September 2006 fanden die Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus und die Kommunalwahlen statt. Heute wollen wir eine Zwischenbilanz ziehen und darüber sprechen, was in der Kommunalpolitik erreicht wurde und was wir uns noch vornehmen. 
Heute können wir uns gar nichts anderes vorstellen, als dass Christina Emmrich unsere Bürgermeisterin ist. Und das ist auch richtig so. Aber ich will schon daran erinnern, dass es nach Verlust der absoluten Mehrheit intensiver Verhandlungen bedurfte, um eine Mehrheit für Christina zu erreichen. Schließlich wollte Andreas Geisel von der SPD auch Bürgermeister werden und versuchte für dieses Ziel eine Koalition zu schmieden. 

Liebe Genossinnen und Genossen, 
ich will mich jetzt einige Ausführungen zur "großen" politischen Lage machen, deren Folgen wir im Alltag ja alle zu tragen haben. 
Wenn man die Zeitung aufschlägt, könnte man meinen, die Finanzkrise ist schon fast wieder vorbei, doch das täuscht! 
Die Regierung und auch die Manager der Finanzwirtschaft haben die Tragweite der Krise noch immer nicht erkannt. 
Sie tanzen auf dem Vulkan und machen ihre Jobs, als ob nichts gewesen wäre. 
Der Bahn-Chef Mehdorn will weiter auf Biegen und Brechen die Bahn verkaufen, nur um an seine üppigen Bonuszahlungen zu kommen. 
Der Verkehrsminister verschweigt die Bonuszahlungen, um den irrwitzigen Börsengang nicht zu gefährden und ist immer noch der Meinung, dass der Börsengang nur aufgeschoben und nicht aufgehoben ist. 
Die LINKE will keine Börsenbahn, sondern eine Bürgerbahn. 
Es kann doch nicht sein, dass Minister und Manager die offensichtlich mit ihrer Politik gescheitert sind, keine Verantwortung übernehmen müssen. 
Schaffner der Deutschen Bahn, die Kinder aus den Zügen werfen, weil sie eine falsche Fahrkarte gekauft haben, werden sofort vom Dienst suspendiert und müssen mit strafrechtlichen Konsequenzen rechnen. 
Herr Mehdorn, der die Bahn auf Rendite getrimmt hat und die Mitarbeiter massiv unter Druck setzt, damit sie die Rendite-Ziele erreichen, kann einfach so weiter machen. Das ist doch absurd! 

Wir werden gefragt, warum wir das 500 Mrd. €-Gesetz für die Banken im Bundestag abgelehnt haben? Dafür gibt es drei Gründe. 
Für den ersten Grund eine kleine Vorgeschichte: 
Ich habe die Bundesregierung gefragt: „Trifft es zu, dass die Aufsichtsräte der Hypo Real Estate noch im Amt sind, und wenn ja, warum?“ 
Der Bund hatte dieser Bank Bürgschaften in Höhe von 35 Mrd. € zugesagt und es ist klar, dass das Management die Bank in die Krise geführt hat. 
Man könnte meinen, dass sich der Bund – in Anbetracht der gigantischen Bürgschaft - zumindest ein Mitspracherecht gesichert hat, wenn es um das Management und das Aufsichtspersonal geht. 
Hier die Antwort der Bundesregierung: „Kurt Viermetz ist als Vorsitzender des insgesamt zwölfköpfigen Aufsichtsrates … zurückgetreten. Über den Verbleib der übrigen Aufsichtsräte werden die Eigentümer zu entscheiden haben.“ 
Genau das ist das Problem, welches die LINKE mit dem 500 Mrd. €- Gesetz hat: Der Steuerzahler soll zahlen, soll sich aber gefälligst nicht einmischen. 
Mit Hinweis auf Rechte Dritter werden uns von der Bundesregierung fast alle Informationen über die Verwendung der 500 Mrd. € verwehrt. 
Ich vertrete als direkt gewählte Abgeordnete auch Interessen Dritter, nämlicher meiner Wähler. 
Doch offensichtlich zählen die in den Augen der Bundesregierung weniger, als die Rechte der Eigentümer der Banken. Das ist ein Skandal! 
Die Mehrheit des Bundestages und des Bundesrates haben ihr Kontrollrecht in die Hände eines neunköpfigen Gremiums gegeben. 
Dieses Gremium tagt geheim und kann nur im Nachgang die Entscheidungen zur Kenntnis nehmen. 
Da die Mehrheit in diesem Gremium durch CDU und SPD gesichert ist, könnt ihr euch vorstellen, dass die Milliarden-Bürgschaften durch die Mitglieder der großen Koalition nur noch abgenickt werden. 
Ein zweiter Grund für die Ablehnung des 500 Mrd.-€-Paketes war der Unwille der Bundesregierung strengere Regeln für den Finanzmarkt zu beschließen. 
Wir hören jetzt viel revolutionäre Rhetorik des Finanzministers und der Kanzlerin. 
Sie wollen jetzt alles genau kontrollieren: Es darf keine weißen Flecken mehr auf dem Finanzmarkt geben, sagte gestern die Kanzlerin. 
Wir müssen uns nur ansehen, wer in der Expertengruppe der Bundesregierung zur Erarbeitung von Vorschlägen zur Regulierung der Finanzmärkte berufen wurde, um zu wissen, dass die Bundesregierung es nicht ernst meint mit einer stärkeren Regulierung und mehr Transparenz. 
Erst schlug die Kanzlerin Herrn Tietmeyer als Vorsitzenden der Expertenkommission vor. 
Herr Tietmeyer ist Aufsichtsrat in der Hypo Real Estate, der Bank, die in Deutschland die Finanzkrise richtig ins Rollen brachte. 
Herr Tietmeyer ist auch der Kuratoriumsvorsitzende der „Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft“. 
Das ist eine Lobbyorganisation der Arbeitgeber, die seit Jahren gegen höhere Löhne wettern und den Marktextremismus predigen. 
Nach Protesten musste die Kanzlerin Herrn Tietmeyer zurückziehen. 
Jetzt ist Herr Issing Vorsitzender der Expertenkommission der Bundesregierung. 
Herr Issing wird von Goldman Sachs, einem der größten Hedgefonds der Welt, bezahlt. 
Ihr könnt euch vorstellen, dass Herr Issing kein Freund der Regulierung der Finanzmärkte ist. 
Wir können doch nicht zustimmen, dass 500 Mrd. € in die Banken gepumpt werden, ohne gleichzeitig neue Regeln des Finanzmarktes festzulegen. 

Der dritte Grund für unsere Ablehnung war, dass wir zusammen mit dem 500 Mrd. € Paket ein Konjunkturprogramm gefordert haben. 
Dagegen hat sich die Bundesregierung mit Händen und Füßen gewehrt. 
Jetzt haben sie ein Alibi-Programm aufgelegt, das man kaum Konjunkturprogramm nennen kann. 
China wird 457 Mrd. €, Japan 210 Mrd. € und die USA wahrscheinlich 200 Mrd. € in Konjunkturprogramme stecken. 
Die Bundesregierung will nur 12 Mrd. € - das sind etwas mehr als 2 Prozent des Bankenrettungspaket - ausgeben, um Arbeitsplätze zu retten. 
Das Programm ist nicht nur unterdimensioniert, es ist auch falsch ausgerichtet. 
Kein Mensch kauft sich einen Porsche, nur weil er dann ein Jahr keine Kfz-Steuer zahlen muss. 
Wir haben die Anhebung des ALG II auf 435 € gefordert, weil es sozial und ökonomisch sinnvoll ist. 
Diese 435 € fließen sofort in den Konsum. 
Sie wirken wie eine Blutinfusion. Sie bringt den Wirtschaftskreislauf wieder in Schwung. 
Die Maßnahmen der Bundesregierung sind dagegen sehr schwerfällig, nicht zielgenau und vor allem nicht sozial gerecht. 

Ich glaube, jeder einzelne Grund hätte für die Ablehnung dieses 500 Mrd. € Pakets gereicht. 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
bei wichtigen Themen bestimmt die LINKE die Diskussion in unserem Land. 
Wir können den Kalender 2008 durchblättern: Unsere Forderungen wurden immer erst vehement von CDU und SPD abgelehnt, um dann ein paar Kalenderblätter weiter, von der Regierung übernommen zu werden. 
Sehr weit müssen wir den Kalender zurückblättern, wenn wir an unsere Forderung denken, die Angleichung der Ost-Renten an die West-Renten vorzunehmen. 
Die Kanzlerin sieht eine Angleichung erst im Jahr 2020, weil dieses Thema einfach zu kompliziert sei, sagte sie beim Treffen mit den Ost-Ministerpräsidenten in dieser Woche. 
Die Ministerpräsidenten Sellering und Böhmer warnen vor Schnellschüssen in der Rentendiskussion. 
Da könnte man nach 19 Jahren Deutsche Einheit nur noch lachen, wenn es nicht so traurig wäre. 
Die LINKE fordert von der Bundesregierung noch in diesem Jahr einen verbindlichen Fahrplan zur Angleichung der Rente. 

Liebe Genossinnen und Genossen, 
ich kann euch versprechen, die Rentenangleichung wird im nächsten Jahr ein Wahlkampfthema! 
Der Wahlkampf ist auch mein nächstes Thema. 
Den Wahlerfolg der LINKEN können weder die Kanzlerin noch Herr Müntefering aufhalten, nur die LINKE selbst kann ihn noch verhindern. 
Es ist völlig klar, dass die CDU einen Lagerwahlkampf führen wird, der sich insbesondere gegen die LINKE richtet. 
D.h. es wird ein antikommunistischer Wahlkampf. 
Die Geschichte der DDR und des MfS werden eine wichtige Rolle spielen. 
Hauptziel ist es, mit allen Mitteln einen Keil zwischen die Partei und die Wähler der LINKEN zu treiben. 
Jeden Tag werden wir aufgefordert werden, uns von der DDR, den Pionieren, der FDJ, dem MfS und den Kleingärtnern zu distanzieren. 
Wenn ich wir sage, meine ich nicht die Parteiführung oder die Kandidaten, sondern jeden einzelnen Genossen. 
Wir haben es vor einigen Wochen erlebt: Werner Großmann will in der Geschäftsstelle der Lichtenberger LINKEN sein neues Buch vorstellen. 
Was ist die Wirkung: 100 Menschen sind bei der Lesung und Millionen Menschen werden über die Medien über die Veranstaltung mehr oder weniger sachlich über die Veranstaltung informiert. 
Plötzlich tauchen in Lichtenberg Journalisten auf, die vorher gar nicht wussten, dass Lichtenberg zu Berlin gehört, und berichten die tollsten Sachen. 
Und ich werde von Journalisten nicht mehr nach unseren Konzepten zum Mindestlohn, zur Arbeitslosigkeit, zur Rentenangleichung befragt, sondern von mir wird verlangt, dass ich mich von der Veranstaltung distanziere. 
Ist das unser Ziel? Oder wollen wir den Menschen Angebote machen, wie wir dieses Land verändern wollen? 
Nun sagen einige Genossen, was interessieren uns die bürgerlichen Medien. 
Sie sollten uns interessieren, weil nicht alle 80 Millionen Bundesbürger das „Neue Deutschland“ lesen. 
Ich bin unbedingt dafür, dass wir uns mit der Geschichte der DDR und der Bundesrepublik, auseinandersetzen. 
Doch bitte Genossen, nicht bockig und trotzig, sondern gemeinsam, umsichtig und vorausschauend. 
Lasst uns in Zukunft gemeinsam beraten, was wir für Veranstaltungen planen, mit wem wir sie planen und welches Ziel wir mit diesen Veranstaltungen verfolgen. 
Ihr habt vielleicht die Werbung unter einigen Stadtuhren gesehen. Dort steht unter einem Bild von mir: direkt gewählt, direkt erreichbar. Das ist nicht nur so ein Spruch, das ist ernst gemeint und gilt selbstverständlich auch für jede Genossin und jeden Genossen! 

Liebe Genossinnen und Genossen, 
ich will unserer Bürgermeisterin und unserem Fraktionsvorsitzenden nicht vorgreifen, möchte aber doch noch einige Anmerkungen zur Kommunalpolitik machen. 
Ausdrücklich möchte ich an dieser Stelle unserer Kulturstadträtin Katrin Framke danken, die mutig gegen den NPD-Verordneten Hähnel geklagt hat. 
Er hatte in der BVV den Mord an Rosa-Luxemburg und Karl Liebknecht gut geheißen. 
Er wurde von einem Gericht zu einer Geldstrafe verurteilt. 
Ich habe Katrin bei ihrem Amtsantritt gesagt, wer für Kultur zuständig ist, muss sich vehement gegen die größte Unkultur – den nazistischen Ungeist -einsetzen. Das tut sie zusammen mit vielen engagierten Genossen, die sich immer wieder den Nazis entgegenstellen. 

Liebe Genossinnen und Genossen, 
Kommunalpolitik ist nicht immer eine dankbare Arbeit, das weiß ich, weil ich mich nicht nur als Bundespolitikerin, sondern auch als Kommunalpolitikerin verstehe. 
In meinen Sprechstunden geht es nur selten um Bundespolitik, meistens habe die Bürger Probleme mit dem Jobcenter, der Wohnungsbaugesellschaft oder beklagen sich über fehlende Fachärzte. 
Manchmal kommt man sich vor wie ein Kanalarbeiter: Wenn die Versorgungssysteme unter der Erde funktionieren, dann können die Bürger in Ruhe und Frieden in ihrem Bezirk leben, wenn allerdings ein Rohr platzt, dann schimpfen alle auf die Kommunalpolitiker. 
Deshalb bin ich der Auffassung, dass man als Kommunalpolitiker immer wieder an die Oberfläche kommen und sein Gesicht zeigen muss. 
Die Bürger müssen unsere Politik immer mit konkreten Menschen verbinden. 
In eine anonyme Partei stecken die Menschen kein Vertrauen. 
Wir ihr wißt, bin ich viel im Wahlkreis unterwegs, bin zum Beispiel jedes Jahr an der Organisation der Zuckertütenfeste mit den Lichtenberger Bibliotheken beteiligt. Dieses Jahr haben wir zusammen mit dem Bezirksamt den Chorsommer organisiert. 
Meine Präsenz im Bezirk macht die Lichtenberger SPD nervös. Sie stellen regelmäßig Anfragen, warum ich dies und jenes im Bezirk mache und fordern das Bezirksamt auf, sich davon zu distanzieren. 
Wir müssen aufpassen, dass die Nervosität der SPD nicht auf uns überspringt. Sie muss damit leben lernen, dass die direkt gewählte Abgeordnete nicht den ganzen Tag im Bundestag sitzt, sondern immer wieder bei den Bürgern vor Ort ist. 

Liebe Genossinnen und Genossen, 
in diesem Sinne wünsche ich mir, dass wir im Wahljahr 2009 noch enger zusammenrücken und gemeinsam dafür kämpfen, dass dieses Land, das Europa, das diese eine Welt friedlicher und gerechter wird! 
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